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l.Beiblatt Be ib1at t zur par1nmcnts:k!0-rrcspol1d\~l1z. -- 8.Mai 1950. 

An fr ag e b e an t W 01' t u n g • 

In schriftlicher Beantwortung der von dcm Abg. S c haI'. f 

u.nd Ge nos sen in der Sitzung d(! s Nationalrates vom 1.3.11350 überreichten 

. Anfrage, betre~fend die Verschle pp ung der Liquidati on cles Vermögens des 

"Bundes der politisch VerfolgtenU I teilt Bunde snini ster f"ür Inneres 

R e 1 I:l e r mit:-

Nach der Auflösung des "Bundes der politisch Verfolgtenn im 

März 1948 wurden vom Bundesministerium für Vermögenssicherung und Wirt­

schaftsplanu~ Josef Weiguni und Hans Leinkauf gemäss § 1 und § 2 lit.c 

b-zw. § 3 des Verwal ter~esetzes zu öffentlichen Verwa! tern f.ür das Vermögen 

des Bund~sverbandes und der q,ufgelöstcn Landesverbände bestellt. 

Du.rch das aundesgcsetz vom 23. ~.1949, BGB1. Nr .80~ über die 

Liquidierung des Vermögens des "Bund:!s der politisch Verfolgtcn rt wurden die 

Genannten sodann mit de~Liquidierung der erwähnt~n Organisation betraut. 

Die Verwalter haben in d-;r Zeit von Mai 1948 bis Mai 1949 

die umfangrc iche Geso.~'i~rl+'stätigkei t der von ihnen zu liquidierenden Orga­

nisationen·überprüft und bereits am 1.6.1949 dem Bundesministeriun für 

Inneres die Eröffnungs- und Abschlussbilanzen des Bundesverbandes und 

säLltlicher Landesverbände mit Ausn~ jener von SteierrJark und Tirol Dit 

dem Beifügen vorgelegt I dass es den ~;3vollt1ächtigte.l1 der öffelitlichen 

Verwalter mit Rücksicht auf die schwierigen unübersichtlichen Vennögens­

'Verhältnisse noch nicht gelungc!n sei f über das Vermößen des Landesverbandes 

Steiermark des "Bundes -der politisch Verfolgten lt eine Eröffnungs-und 

Sohlussbilanz vorzulegen. Hinsichtlich des L1l1 desverbandes Tirol könnten 

diese Bilanzen erst nach Beendigung eines Pr·oze ssos ~ der seitens des 

Vereines "Bund der Opfer da s politischen Freiheitl:!kanpfes in Tirol" mit 

deo Sitz.in Innsbruck angestrengt wurde, verfasst werden. 

Die Schwierigkeiten im Bund,osland Tirol waren dadur ch ent­

standen, da.ss der schon vor der Schaffung desuDundes der politisch Ver­

folgten" in Innsbruck bestandene Verein uDund der Opfer der nationalso­

zialistischen Unterdrückung in Tirol n , der sich im J.q.hre 1948 in den Vsrcin 
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ttBul'ld der Opfer das politischen Freihe itskampfcs in Tirol tt umbildete, gleich­

zeitig auch die Tätigkelt des Landesverbandes Tirol der genannten Organisa­

tion ausgeübt hat t woraus sich Unklarhci ten bezüglich der Rcchts- und Ver­

mögensverhältnisse erga.b I3n. Aus d:ie san Grunde wur da o.u.~h sei tens des genann­

ten Vereines eine Klage auf' Fest stellung seines Eigentum.srechtes an dem bei 

Z'\113i Geldinstituten in innsbruck erliegenden Guthaben eingel.t.a.cht, dia bisher 

in Z'7e i Ins tanZe n al.) gCilic sen wu rde. 

Was die in der Interpellation erwähnten Schreibmaschinen betrifft, 

die beimilBund der politisch Verfolgten" in Verrrendung gestanden sind, aller­

dings nicht fa.bdksnou waren, so wurde ber< der.n Verm~rtung aus dem Grunde 

.' von einem öffentlichen Angebot abgesehen, weil diese den unterdessen ge­

schaf.fenen Orga.nisntion~n der politischen Parteien zukommen sollten. Es 

wurden daher gleiohzci tig die drei anc:rkanntm poli tischen Part ei an von den . . 
Verkauf der in Frago k0l21l11end,;n Sch:feibmaschincn in Kenntnis gesetzt, ilobei 

seitens der Kommunistischen Partei Östarreichs auf dieses Angebot erst zu 

einem ZeitlJUnkt zurückgekommen wurde 1 als die gegenständlichen Schr :ibma.-

eS chinen bere its vergeben uaren. 

Die durch die Liquidation auflaufenden Kos t·:'n für die Miete eines 

Raumes, f"ür Telephon, Licht, Lagerzins für den in Lmsbruck sich0rgestollten 

Ba.ustahl u.a. betragen monatlich ins ge sam t et17~ 2.000 S J in welchem Betrag 

die vom Bundesminister ium für VCD'n.ögcns sicherung nuf GrUnd des Verwal tc~rgc­

setzes den öffentlichen Ver,nütcrn ,zugesprochene Entschädigung von monatlich 

350,8 bere! ts enthalten is t • 

Die im Dezember 1948 an Nationalrat Karl Mtlrkgeleistete Zahlung 

von 6.680f 17 S stellte eine gesetzlich beg:tüindete Gehnltsnac·hzn.hlung des 

ehemaligen Generalsekretärs des Bundesverbandes dar und wurde erst nach 

Anhörung der ehemalig~n Präsidialmitglieder der genanntr;n Or::,~cmisat ion, 

die sie übcreinstj.fJnlend als gerechtfertigt erklärten, zur Auszahlung gebracht. 

Ein diesbezüglicher Antrag war von dem der KPÖ o.ngehörigcn, ehemaligen 

Mitglied des Präsidi'Ul!ls des aufgelösten "Bundes der I' '.iti"sch Verfolgten", 

Gewerkschaftssekretär ~orn, formuliert ~orden. 

Das Bestreben der öffentlichen Venm!tor, die Liquidation des 

Vermögens des uBundes der poli tis eh Verfolgten" no.ch Möglichkei t zu beschlcu-
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nigen,ergibt sich schon ·::lUS der Ta.t sache, dass berei ts im Jänner 1949 eine 

Vorschusszahlung 1.141 Betrag von 225.000 S an die na.ch d(ln o'1l.z.itierten Bundcso:­

gesetz über die Liquidi~rung dcs"Bundr; s der polit lsch Verfolgten" berech­

tigten ~mpfäng(", geleist~t vrurde. Der endgiltige Abschlu.Bs hängt derz2 it 

nur noch von der Regelung der berci. ts erwähnten Di fferenze n zwischen dem 

Landesv0rbandT~rol des ·'Bundes der politisch Verfolgten' e~eraeits um 

dem __ Verein 'tBund der Opfer des politischen Freihei tskt.,mpfes in Tiro1" an-
/. 

dererseits ab, da naturgemäss di9 Endverfügungen erst dann getroffen werden 

können, weDn die Liquidationsmnsse des Tiroler Lan desverbandes endgilt ig er­

mitt elt ist und den Verwaltern zur Verfügung steht. 

Diese Angelegenheit ist zivilrechtlicher Natur um ist der 

Einflussnahme durch das Bundesninisterium für Inneres eut zogen, wesha.l b 

1. von einer Verschleppung der Liquidation des. Vermögens des 

i/Bundes der politisch Verfolgten" durch das Bund'~snil1isteriums für Inner:;s 

keine Rede sein und 

beendet 

tun die 

2. ein gena.u.er Zeitpunkt, zu dem die Liquidatiol1voraus-sichtlich 

sei~ wird, nicht angegeben werden kann •. 

'. Sei tons d.erÖffentli~hen:-yel'walt.e:r-':'\~fr4je;~oih 
bestehenden Schwierigkeiten so schnell als möglich . .. . . . . ..... _,. 

'.:. 

-. _ .. -. - • .-;t' 0-

alles' unt.ernormnen, 

zu überwinden. . ' 
L' : • ).",'- -' 
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